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DStV-Stellungnahme E 2/25 

 
 

 

Zukünftige europäische E-invoicing Strategie 

 

I/1 Allgemein 
 

Die EU-Kommission plant, im ersten Halbjahr 2025 eine umfassende Strategie für die 

elektronische Rechnungsstellung (E-invoicing) zu veröffentlichen. Ziel ist es, die Verbreitung 

von E-invoicing zu fördern, interoperable Infrastrukturen zu gewährleisten und neue 

Anwendungsbereiche zu erschließen, wie z. B. die Nutzung für die automatisierte Einhaltung 

der MwSt.-Vorschriften oder für die ESG-Berichterstattung. 

 
Der Deutsche Steuerberaterverband e.V. (DStV) hat sich an der Stellungnahme seines 

europäischen Partnerverbandes ETAF zur künftigen europäischen E-invoicing Strategie 

beteiligt und dabei zentrale Forderungen und Empfehlungen für eine praxisnahe und 

innovative Umsetzung aus Sicht des steuerberatenden Berufsstands eingebracht. Ein 

Schwerpunkt liegt bei den DStV-Positionen auf dem Datenschutz, um die Sicherheit sensibler 

Unternehmensdaten zu gewährleisten. Im Sinne der Datensparsamkeit sollte die E-Rechnung 

außerdem nur notwendige Informationen (z.B. Rechnungsstammdaten) enthalten, damit trotz 

Informationspflichten keine unnötigen Daten erhoben werden. 

 

 
I. Position des DStV 

 
 
 

1. Grundvoraussetzung E-Rechnung 1.0  
 

 

Um eine innovative E-Rechnung 2.0 zu ermöglichen, muss zunächst als Grundvoraussetzung eine 

funktionierende E-Rechnung 1.0 mit folgenden Mindestanforderungen gewährleistet werden: 

 

• Einheitliches Format (Europäischer Standard Norm EN 16931, XRechnung oder 

ZUGFeRD-Basis für strukturierte und maschinenlesbare Rechnungen).  

• Integrierbarkeit in ERP-Systeme. 

  

https://etaf.tax/


Stellungnahme E 2/25 des Deutschen Steuerberaterverbands e.V.  
zur zukünftigen europäischen E-invoicing Strategie  

2 

 

 

 

• Zeitgleicher Zugriff auf Meldedaten für die steuerliche Beraterschaft und die 

Finanzverwaltung.  

• Plattformüberwachung und Marktregulierung (Plattformstruktur rechtlich und technisch so 

implementieren, dass Austausch der Daten reguliert, nutzerfreundlich, datensicher und 

interoperabel ausgelegt ist).  

 

2. Automatisierung durch KI 

 
 

KI-gestützte Analyse und Abgleich: Mit Hilfe von künstlicher Intelligenz könnten E-

Rechnungen in Echtzeit automatisch geprüft, kategorisiert und mit Steuervorschriften oder 

Vertragsbedingungen innerhalb der Unternehmen abgeglichen werden. Darüber hinaus 

müssen die Mitgliedstaaten einen klaren Rechtsrahmen schaffen, damit die Unternehmen die 

Kontrolle über ihre Daten behalten und gleichzeitig der Zugriff für die Finanzverwaltung und 

Vertrauenspersonen, wie Steuerberater, geregelt wird. Dies kann z.B. durch ein 

Zertifizierungsverfahren für Anbieter oder durch öffentlich-private Partnerschaften 

gewährleistet werden. 

 

3. Förderung der Innovation in Europa 

 

• Innovationspartnerschaften: Die EU-Kommission kann durch 

Innovationspartnerschaften mit Technologieanbietern, Start-ups und Universitäten die 

technischen Grundlagen für die E-Rechnung 2.0 schaffen.  

 

• Förderprogramme: Durch die Bereitstellung von Fördermitteln kann die EU-Kommission 

Unternehmen und Forschungseinrichtungen unterstützen, die an innovativen Lösungen für 

die E-Rechnung 2.0 arbeiten und damit den Einsatz von Technologien wie KI oder 

Blockchain und damit die effizientere Gestaltung von Prozessen bei der 

Rechnungsstellung fördern. Zum Beispiel für einen barrierefreien Zugang zur E-Rechnung. 
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4. Compliance 

 

• Aufdeckung von Betrugsfällen und Schutz sensibler Geschäftsgeheimnisse: Sowohl 

bei der E-Rechnung 1.0 als auch bei der E-Rechnung 2.0 muss sichergestellt sein, dass 

potenzielle Betrugsfälle in den Datensätzen im vorgesehenen Format (Europäische Norm 

EN 16931, XRechnung oder ZUGFeRD) erkannt werden können. Darüber hinaus muss 

die EU-Kommission bei der Datenhaltung unbedingt sicherstellen, dass insbesondere bei 

sensiblen Geschäftsbereichen keine Geschäftsgeheimnisse durch das Auslesen 

verschiedener Rechnungsdaten offengelegt werden. 

 

• Schutz vor Profiling: Darüber hinaus ist darauf zu achten, dass durch das Auslesen 

verschiedener Rechnungsdaten von staatlicher Seite im Rahmen der Betrugsbekämpfung, 

potenziell durch KI, kein Profiling von Unternehmen und Nutzern stattfindet. Es darf auf 

keinen Fall möglich sein, dass Unternehmens- oder Nutzerprofile erstellt werden, um diese 

auszuwerten und für verschiedene Zwecke zu nutzen.  

 

5. Datensätze der E-Rechnung und Real-Time Reporting   

 

• Datensparsamkeit und Real-Time Reporting: Im Sinne der Datensparsamkeit soll die E-

Rechnung 2.0 nur die notwendigen Informationen enthalten, ohne dass trotz 

entsprechender Meldepflichten unnötige Daten erhoben werden. Zu den notwendigen 

Informationen gehören beispielsweise die Rechnungsstammdaten sowie die 

Zahlungsinformationen. Die Datensparsamkeit dient dabei dem Datenschutz und der 

Minimierung des Datenmissbrauchs.  

 

• E-Rechnungen für grenzüberschreitende Transaktionen müssen innerhalb von 10 

Tagen nach Erfüllung des steuerbaren Umsatzes ausgestellt werden. Die Meldefrist 

zwischen Rechnungsstellung und Ausstellung der E-Rechnung wurde von zwei auf fünf 

Tage verlängert. Die genannten Fristen sind mit dem Ziel der „Echtzeit“ oder „Quasi-

Echtzeit“ im digitalen Zeitalter schwerlich vereinbar. Nach erfolgter Einführung des 

Austauschs grenzüberschreitender Meldedaten sollte daher eine entsprechende 

Anpassung vorgenommen werden, um ein echtes Real-Time-Reporting zu ermöglichen.  
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6. Zollmeldungen und Intrastat-Meldungen 
 

• Leistungsdefinition: Um die Leistungsdefinition in die E-Rechnung 2.0 einzubringen, 

sollte jede Leistung oder Ware in der Rechnung genau beschrieben werden. Dies 

erleichtert die Identifizierung und Zuordnung in den Zoll- und Intrastat-Meldungen. 

Zudem sollte die Meldung automatisch mit der E-Rechnungsversendung erfolgen, 

sodass Unternehmen keine separate Übermittlung mehr vornehmen müssen. 

 

7. Weitere Variablen in der E-Rechnung 2.0 
 

• Klassifizierung der Incoterms: Eine Klassifizierung der Incoterms als Variable in der E-

Rechnung wäre aus unserer Sicht zu begrüßen. Dies würde die automatische Verbuchung 

(z.B. Gefahrenübergang) verbessern. In der E-Rechnung sind die Incoterms nicht 

automatisch enthalten. 

 

Dabei sollte berücksichtigt werden: 

 

• Datenschutz: Die Einführung neuer Technologien muss stets mit einem starken Fokus auf 

Datenschutz einhergehen, um sensible Unternehmensdaten zu schützen. 

 

• Akzeptanz und Weiterbildung: Unternehmen und ihre Mitarbeiter müssen bereit sein, 

neue Technologien zu akzeptieren und zu nutzen. Weiterbildungen und 

Informationskampagnen sind daher essenziell. 

 

 

   

 
 

Stand: 18.02.2025 
 

 
***************************************** 
Der Deutsche Steuerberaterverband e.V. (DStV) vertritt als Spitzenorganisation die Angehörigen der steuerberatenden und wirtschaftsprüfenden 
Berufe auf nationaler und internationaler Ebene gegenüber Politik, Exekutive und weiteren Stakeholdern. In seinen 15 Mitgliedsverbänden sind 
36.500 - überwiegend in eigener Kanzlei oder Sozietät tätige - Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer 
sowie Berufsgesellschaften freiwillig zusammengeschlossen. 
 

Der DStV ist im europäischen Transparenzregister unter der Nummer 845551111047-04 eingetragen. 
*********** 
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II. Stellungnahme der ETAF zur künftigen europäischen E-invoicing   
Strategie  

 
The European Commission is currently advancing its work on the future EU electronic invoicing 

policy strategy, expected to be released in the first half of 2025. 

 

The strategy will aim to increase the mass adoption of e-invoicing by potential integration of 

electronic invoicing modules in ERP systems, ensure e-invoicing efficient transmission via 

interoperable infrastructures and exploring new uses for e-invoicing such as leveraging e- 

invoicing for automated compliance in VAT reporting or ESG reporting. 

 

As a member of the European Commission’s Technical Expert Group on e-invoicing, ETAF is 

pleased to provide its recommendations for the upcoming strategy. 

 

I. Ensuring an operational use of e-invoice 1.0 
 
The recently adopted VAT in the digital age (ViDA) package has been a huge step towards 

more digitalisation and a genuine opportunity for the tax and accounting profession. There are 

big hopes and expectations on e-invoicing and digital reporting as a mean to reduce VAT 

compliance burdens. 

 

By guiding businesses in meeting new legal obligations, advising on compliant software and 

training on the use of e-invoicing tools, tax advisers and accountants play a pivotal role in 

facilitating a smooth digital transition, enhancing efficiency and competitiveness across the EU. 

 

Our members believe a functioning e-invoice 1.0 should meet the following minimum 

requirements: 

 

o Standardised format (European Standard EN 16931, XRechnung or ZUGFeRD - the basis for 

structured and machine-readable invoices). 

o Integration with ERP systems. 

o Simultaneous access to reporting data for accountants, tax advisors and tax authorities. While 

the electronic invoice is transmitted between two businesses, the tax administration's invoice 

data reporting is not necessarily the same as the electronic invoice itself. There can be significant 

added value in the fact that tax advisers, accountants and companies can access the data 

services concerning the given company. With this data access, many problems could be 

handled by the company itself, and there would be no need for bureaucratic tax office measures. 
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It is also important that the access to the customers’ data for accountants and tax advisers 

appointed by their customers remains free of charge, as this is the case in a non- digital world. 

 

o Platform oversight and market regulation (legal and technical implementation of the platform 

structure so that data exchange is regulated, user-friendly, secure, interoperable and affordable 

to all enterprises including small businesses). 

 
 

II. E-invoice 2.0: Looking to the future 

A. Automation through AI 
 

With the help of Artificial Intelligence (AI), e-invoices could be automatically checked, 

categorised and compared with tax regulations or contractual terms within the company in real-

time. As with e-invoice 1.0, a standardised format is a prerequisite. 

 

Member States need to create an accounting legal environment that expects automated 

operation from accounting software. With the generalization of standardized electronic 

invoicing, it becomes possible for accounting systems to be highly automated, eliminating the 

possibility of human error. This would eliminate the need for reconciliation, the quality of the 

data will increase, and human work will be limited to the performance of meaningful tasks. 

In addition, Member States need to provide a clear legal framework to ensure that businesses 

retain control over their data while regulating access for tax authorities and trusted third parties 

such as accountants. This can be achieved, for example, through a certification process for 

providers or public-private partnerships. 

B. Promotion of innovation 

 

The European Commission can lay the technical foundations for e-invoice 2.0 through 

innovation partnerships with technology providers, start-ups and universities that meet the 

interests of a wide range of stakeholders, including the accountancy profession. 

 

By providing funding, the Commission could support companies and research institutions 

working on innovative solutions for e-invoicing 2.0, promoting the use of technologies such as 

AI or blockchain and the more efficient design of invoicing processes. For example, barrier- 

free access to e-invoicing. 
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C. Data minimisation 

 

In the interest of data minimisation, e-invoice 2.0 should contain only the necessary 

information, without collecting unnecessary data despite reporting obligations. Necessary  

 

information includes, for example, invoice master data, payment information and ESG data. 

The implementation of data minimisation makes it easier for businesses and accountants to 

process the e-invoice and minimises the administrative burden. 

D. Real-time reporting 

 

E-invoices for cross-border transactions must be issued within 10 days of the taxable 

transaction. In the final ViDA package, the notification period between the invoicing and the 

issuing of the e-invoice has been extended from two to five days. These deadlines are not 

compatible with the objective of "real-time" in the digital age. An adjustment should therefore 

be considered for the future to allow true real-time reporting. However, the deadlines should 

only be adjusted after the introduction of e-invoicing, to give users a sufficient transition period 

to switch to e-invoicing. 

 

E. Customs declarations and Intrastat declarations 
 

To include the service definition in e-invoice 2.0, each service or good should be precisely 

described in the invoice. This will facilitate identification and allocation in customs and Intrastat 

declarations. Defining the service following the guidelines for customs and Intrastat 

declarations would be a real added value for businesses, as they would be able to use the 

information for reporting purposes. It also simplifies the automatic booking of the invoice. 

 

F. Additional variables in e-invoice 2.0 

 

In ETAF’s view, it would make sense to include the classification of Incoterms as a variable in 

the e-invoice. This would improve automatic booking (e.g. transfer of risk). Incoterms are not 

automatically included in the e-invoice. 
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The following should be taken into account: 

 

o  The introduction of new technologies must always be accompanied by a strong focus on privacy 

to protect sensitive business data (to avoid among others all possible Big Data models that might 

come up in the future). 

o  Companies and their employees must be prepared to accept and use new technologies. 

Training and information campaigns are therefore essential. 

 

G. Detection of fraud 

For both e-invoice 1.0 and e-invoice 2.0, it must be ensured that potential fraud can be detected 

in the data records in the intended format (European standard EN 16931, XRechnung or 

ZUGFeRD). 

 

In addition, the European Commission must ensure that no business secrets are revealed by 

reading different invoice data in sensitive business areas. It must also be ensured that the 

reading of various invoice data by the State in the context of the fight against fraud, possibly 

using AI, does not enable profiling of companies and users. Under no circumstances should it 

be possible to create profiles of companies or users to analyse and use them for other 

purposes, different from detection of fraud. 

 

Member States need to develop and use technologies that ensure that sensitive information is 

disclosed to tax authorities only in cases and to the extent absolutely necessary. With 

appropriate cryptographic methods, sensitive data can be protected in such a way that it can 

only be accessed with the appropriate legal authority. However, this approach definitely 

requires the legal separation of business secrets and information freely available to the tax 

administration. 

 

III. The role of regulated tax advisers and accountants 

A. Regulation of Peppol access points 

In many countries, there is no regulation on the Peppol access points (basically anybody can 

easily become Peppol access point). This might lead to potential invoicing fraud and/or 

violations of privacy which should always protect sensitive business data. ETAF believes it is 

necessary that in all Member States a regulation is created for potential and/or existing Peppol 

access points. A very good example of this can be seen in France where PDPs (“Plateformes 

de Digitalisation Partenaires”) need to be ISO certified, have obligations of performing a KYC  
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of the companies they onboard on their platform and have obligations to stock data within the 

French territory. 

 

In this context, this is of utmost importance that accessing the platform to send or retrieve 

invoices for a company implies an authentication process for the users to prove their identity. 

 

B. Setting up an automatic mandate for regulated tax advisers and accountants 

 

In the countries where the profession of accountant and tax adviser is regulated, we should 

promote an agreement between the tax authorities and the regulated professions, where these 

professions can validate the authenticity of the mandate and the identity of the person legally 

representing the enterprise during the onboarding process. 

 

As the legal representative may change over time, any modification on this level should be 

validated by the designated member of the profession (after obtaining a mandate to do so by 

the customer). This will offer a higher level of guarantee of trusted data, both for domestic 

invoices and even more so for international transactions. 

 
C. Link with payments 

 

As with the introduction of PSD3, all payments will become instant ones and payment 

information will be crucial for tax authorities for e-reporting purposes, a regulatory link between 

documents and payments should be implemented. 

 

A further increase of e-commerce is to be expected, for both domestic and international 

markets, making payment integration and e-reporting a valuable source of information for all 

concerned tax authorities. Linking e-invoices and payments will help reducing fraudulent and 

money laundering transactions in ETAF’s view. 
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D. Regulation of new e-invoicing players 

 

There are notable concerns about the ownership and commercial use of the vast amounts of 

financial data that will become available with the introduction of e-invoicing. EU legislators 

should keep in mind that new market players, technical solutions and business models are 

expected to appear. In this new environment, commercial intermediaries with no ethical 

obligations could be tempted to market the financial data of companies without any control. 

These companies have become accustomed to offering the company's own data, both to the 

company itself and to the accounting firm, in return for payment. This opens the broader 

question of a need for regulation of these new e-invoicing players. 

 

Most of these emerging players — whether banks or software providers — do not currently 

offer accounting professionals any guarantees of data confidentiality. As a result, accountants 

are increasingly storing client data on third-party platforms they do not control, with no 

assurances on how that data is used. 

 

To address these risks, only a few national professional bodies have taken proactive steps by 

developing their own platforms or collaborating with dedicated providers. Their approach is 

based on the belief that only a national body of tax advisers and accountants can enforce strict 

confidentiality rules. This includes protecting the anonymity of SMEs using the platform, 

safeguarding the identity of their accountants, and ensuring the security of financial data stored 

in commercial cloud services. 

 

The Commission should establish core principles to help implement stricter regulations on 

these service providers. The profession can also help in this regard. 

 

Beyond confidentiality concerns, another critical issue is the potential rise of unauthorized 

accounting practices. Without proper oversight by the profession, uncontrolled data 

dematerialization could accelerate the "Uberization" of accounting services, weakening 

traditional regulatory protections. 

 

 

 

 

 

About ETAF 
The European Tax Adviser Federation (ETAF) is a European umbrella organisation for tax professionals whose 
activities are regulated by law. It is set as an international not-for-profit organisation (AISBL) governed by Belgian 
law, based in Brussels and was launched on 15th December 2015. It represents more than 220 000 tax 
professionals from France, Germany, Belgium, Romania, Hungary, Austria and Croatia. ETAF is a registered 
organisation in the EU Transparency Register, with the register identification number 760084520382-92. 


